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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Poien 

über den Autobahnzusammenschiuß und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen 

für den neuen Grenzübergang im Raum Göriitz und Zgorzelec 


A. Zielsetzung 

Bau einer grenzüberschreitenden Autobahnbrücke über die Neiße im 
Raum Görlitz und Zgorzelec für den Zusammenschluß der Bundes- 
autobahn A4 von Dresden in Richtung Osten mit der polnischen 
Autobahn A 4 von Uegnitz in Richtung Westen und Bau von Grenz- 
abfertigungsanlagen auf deutschem Hoheitsgebiet für diesen neuen 
Grenzübergang. 

B. Lösung 

Das am 29. Juli 1992 Unterzeichnete Abkommen trifft die erforder- 
lichen Regelungen. Mit dem vorgelegten Vertragsgesetz sollen die 
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes für die Ratifikation des Abkommens geschaffen 
werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Kostenanteil für 
die Ausführung des Straßenbauwerks (Straßenbrücke im Zuge einer 
Bundesfemstraße) wird nach Kostenstand 1993 auf ca. 17 Millionen DM 
geschätzt; er wird vom Bund als Baulastträger aus den Mitteln des 
Straßenbauplans getragen. Soweit die Verwaltungskosten nicht von 
der Republik Polen getragen werden, trägt sie der Freistaat Sachsen 
im Rahmen der Auftragsverwaltung (Artikel 90 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes). Im übrigen werden Bund, Länder und Gemeinden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

021 (323) - 90001 - De 13/93 Bonn, den 7. Juni 1993 


An die Präsidentin 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen über den Autobahnzusammen- 
schluß und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen für den neuen Grenzüber- 
gang im Raum Görlitz und Zgorzelec mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages hetbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Verkehr. 

Der Bundesrat hat in seiner 657. Sitzung am 28. Mai 1993 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 


Dr. Helmut Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. Juli 1992 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Autobahnzusammenschluß 
und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen 
für den neuen Grenzübergang im Raum Görlitz und Zgorzeiec 

Vom 1993 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Warschau am 29. Juli 1992 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den Autobahnzusam- 
menschluß und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen für den neuen Grenz- 
übergang im Raum Görlitz und Zgorzeiec sowie dem dazugehörigen Protokoll 
vom selben Tage wird zugestimmt. Das Abkommen und das Protokoll werden 
nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Auf die in Artikel 9 Abs. 1 des Abkommens bezeichneten Umsätze findet 
deutsches Umsatzsteuerrecht Anwendung. 

(2) Für die in Artikel 9 Abs. 2 Satz 1 des Abkommens genannten Waren werden 
außer Zöllen keine Eingangsabgaben erhoben. Dies gilt nicht bei der Einfuhr für 
die öffentiichen Bauvenvaltungen. 

(3) Die in Artikel 9 des Abkommens vorgesehenen steuerlichen Bestimmungen 
sind mit Wirkung vom 1. August 1992 anzuwenden. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 12 Abs. 2 in Kraft tritt, 
ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das Abkom- 
men Steuern berührt, deren Aufkommen den Ländern und 
Gemeinden ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Absatz 1 sieht die Anwendung des deutschen Umsatz- 
steuerrechts im gesamten Baustellenbereich auf dem Ho- 
heitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland und der Re- 


publik Polen vor. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, daß die Bundesrepublik Deutschland nach Arti- 
kel 2 des Abkommens die Planung und die Bauausführung 
übernimmt sowie, daß aus Gründen des Rechts der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf eine 
Besteuerung auf deutschem Hoheitsgebiet nicht verzichtet 
werden kann. Gleichzeitig wird durch die Anwendung ei- 
nes einheitlichen Steuerrechts die Bauausführung erleich- 
tert. 

Absatz 2 sieht vor, daß insbesondere auf die Erhebung 
von Einfuhrumsatzsteuer verzichtet wird. Damit sollen 
praktische Schwierigkeiten für Unternehmer und Verwal- 
tung vermieden werden. Es handelt sich lediglich um eine 
steuertechnische Vereinfachung im Rahmen einer örtlich 
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beschränkten Einzelmaßnahme, nicht um eine materielle 
VergOnstigung. Würde die Einfuhrumsatzsteuer erhoben, 
könnte sie von den bauausführenden Unternehmen in 
voller Höhe als Vorsteuer abgezogen werden. Einfuhren 
für die öffentlichen Bauverwaltungen (Endverbrauch) wer- 
den von der Regelung nicht erfaßt. 

Absatz 3 sieht vor, daß die steuerlichen Bestimmungen 
nach Artikel 9 des Abkommens mit Wirkung vom 1 . August 
1992 anzuwenden sind. Um eine baldige Verbesserung 
der Verkehrsbeziehungen und eine frühestmögliche Inbe- 
triebnahme der Grenzbrücke und des Qrenzübergangs zu 
ermöglichen, haben sich die Vertragsstaaten in Nummer 4 
der Protokollerklärung zu dem Abkommen darauf ver- 
ständigt, mit den Bauarbeiten bereits nach Unterzeichnung 
des Abkommens und damit noch vor seinem Inkrafttreten 
zu beginnen. Mit den Bauarbeiten auf deutschem Gebiet 
wurde bereits am 6. August 1992 begonnen. Um auch die 
Anwendung der steuerlichen Bestimmungen des Abkom- 
mens bereits ab Baubeginn sicherzustellen, ist die inner- 
staatliche Anwendung dieser Bestimmungen mit Wirkung 
vom 1. August 1992 vorgesehen. Grundsätze der Rechts- 
sicherheit und des Vertrauensschutzes stehen dieser rück- 
wirkenden Anwendung nicht entgegen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen 
nach seinem Artikel 12 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bundesge- 
setzblatt bekanntzugeben. 

Sehlußbemerkung 

Der auf die Bundesrepublik Deutschland entfallende Ko- 
stenanteil für die Ausführung des Straßenbauwerks (Stra- 
ßenbrücke im Zuge einer Bundesfernstraße) wird nach 
Kostenstand 1993 auf ca. 17 Millionen DM geschätzt; er 
wird vom Bund als Baulastträger aus den Mitteln des 
Straßenbauplans getragen. Soweit die Verwaltungskosten 
nicht von der Republik Polen getragen werden, trägt sie 
der Freistaat Sachsen im Rahmen der Auftragsverwaltung 
(Artikel 90 Abs. 2 des Grundgesetzes). 

Im übrigen werden Bund, Länder und Gemeinden durch 
die Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Im Wirtschaftsbereich sind in Einzelfällen auf regionaler 
Ebene geringfügige Preisanhebungen nicht völlig auszu- 
schließen, sie lassen sich im voraus jedoch nicht quantifi- 
zieren. Bei der für Straßenbauwerke hier relativ geringen 
Auftragssumme von ca. 21 Millionen DM (geschätzt nach 
Kostenstond 1993) und angesichts des Gesamtumsatz- 
volumens im Marktsegment Baustoffe und Bauleistungen 
sind überregionale gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf 
d6tö Verforaucherpreisniveau, durch die Nachfrage nach 
den hier vornehmlich benötigten Gütern Beton, Betonstahl 
sowie Spannstahl nicht zu erwarten. 


6 




Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/5090 


Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen 
über den Autobahnzusammenschluß 
und den Bau von Grenzabfertigungsanlagen 
für den neuen Grenzübergang im Raum Görlitz und Zgorzelec 

Umowa 

mi^zy Republik^ Federaln^ Niemiec 
a Rzecz^spolit£^ Poisk^ 
o pol^czeniu autostrad 
oraz budowie urza^dzeh odprawy granicznej 
dia nowego przejscia granicznego w rejonie Görlitz i Zgorzeica 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen - 

von dem Wunsch geleitet, den Straßenverkehr zwischen den 
beiden Staaten und den Durchgangsverkehr durch ihre Hoheits- 
gebiete In Übereinstimmung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Po- 
len Uber gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenar- 
beit zu erleichtern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Gegenstand des Abkommens 

(1) Die deutsche Autobahn A 4 von Dresden In Richtung Osten 
und die polnische Autobahn A 4 von Liegnitz in Richtung Westen 
sollen nördlich von Görlitz und Zgorzelec zusammengeschlossen 
werden. An dieser Stelle wird ein neuer Grenzübergang entste- 
hen. 

(2) Zu diesem Zweck werden errichtet: 

a) auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Hoheitsgebiet der Republik Polen die grenzüberschrei- 
tende Autobahnbrücke über die Neiße (Grenzbrücke). 

b) auf dem Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland Ge- 
bäude, Plätze und Einrichtungen, die der Grenzabfertigung 
dienen. 

(3) Die Vertragsstaaten streben an, die in Absatz 2 genannten 
Bauvorhaben auf deutschem und polnischem Hoheitsgebiet im 
Jahre 1993 fertigzustellen. 

(4) Für die Grenzabfertigung wird eine vorgeschobene Grenz- 
dienststelle errichtet. Die Grenzabfertigung an vorgeschobenen 
Grenzdienststellen werden die Vertragsstaaten in einem geson- 
derten Abkommen regeln. 

Artikel 2 

Planung und Bauausführung 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland übernimmt die 

a) Vermessung, 

b) Planung, 

c) Ausschreibung, 

d) Auftragsvergabe, 

e) Prüfung der Ausführungsunterlagen, 


Republika Federalna Niemiec 


Rzeczpospolita Polska 

kierujg^ si^ zyczeniem usprawnienia ruchu drogowego mi^dzy 
obydwoma Pafistwami oraz w tranzycie przez terytoria obydwu 
Paristw, zgodnie z Traktatem mi^zy Republik^ Federaln^ Nie- 
miec a Rzecz£yx>spoiits^ Polska^ o dobrym s^iedztwie i przyjaznej 
wspofpracy z dnia 17 czerwca 1991 roku, 


uzgodnily, co nastqpuje: 

Artykut 1 

Przedmiot Umowy 

(1 ) Niemiecka autostrada A 4 z Drezna w kierunku wschodnim i 
polska autostrada A 4 z Legnicy w kierunku zachodnim powinny 
byc pof^czone na pöinoc od Görlitz I Zgorzeica. 


(2) W tym celu zostan^ wybudowane: 

a) na terytorium Republik! Federalnej Niemiec I na terytorium 
Rzeczypospolitej Polskiej - most autostradowy dIa ruchu gra- 
nicznego przez rzekq Nysq (most graniczny), 

b) na terytorium Republik! Federalnej Niemic budynki, stano- 
wiska i urz^zenia sluz^ce do odprawy granicznej. 

(3) Umawiaj^ce siq Strony b^d^d^yc, aby wymienione w ust^- 
pie 2 przedsi^wziqcia budowiane na terytoriach niemieckim i 
polskim zostaty wykonane w roku 1 993. 

(4) W celu dokonywania odprawy granicznej zostanie utwo- 
rzona wysunieta placöwka graniczna. Sprawy dotycz^ce odprawy 
na wysuniqtych placowkach granicznych ureguiuj^ Umawiaje|ce 
si^ Strony w odr^bnej Umowie. 

Artykut 2 

Planowanie i wykonawstwo 

(1) Republika Federalna Niemiec przejmuje wykonanie: 

a) prac pomiarowych, 

b) prac planistycznych, 

c) ogtoszenia przetargu, 

d) zlecenia prac budowianych, 

e) sprawdzenia dokumentacji wykonawczej, 
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f) Bauüberwachung und 

g) Prüfung der Abrechnung der vertraglichen Leistungen 

für die Grenzbrücke jeweils nach Herstellung des Einvernehmens 
mit der Republik Polen. 

(2) Für die in Absatz 1 Buchstaben a bis d genannten Tätigkei- 
ten trägt die Republik Polen keine Kosten. Die Kosten für die in 
Absatz 1 Buchstaben e bis g genannten Tätigkeiten tragen die 
Vertragsstaaten anteilig nach dem Verhältnis der Längenanteile 
der Grenzbrücke, gemessen in Brückenachse zwischen den Auf- 
lagerachsen und der Grenze zwischen den Hoheitsgebieten der 
Vertragsstaaten. Bei der Ermittlung des Kostenanteils für die 
Republik Polen bleibt die deutsche Umsatzsteuer unberücksich- 
tigt. 

(3) Für den Bau der Grenzbrücke werden die beauftragten 
Unternehmer im Bauvertrag verpflichtet, getrennte Rechnungen 
zu erstellen für 

- die Widerlager und Pfeiler auf dem Hoheitsgebiet jedes Ver- 
tragsstaats und 

- die Brückenüberbauten einschließlich derjenigen Leistungen, 
die nur für das gesamte Bauwerk erbracht werden können, 
nach dem Verhältnis der Längenanteile der Grenzbrücke, ge- 
messen in Brückenachse zwischen den Auflagerachsen und 
der Grenze zwischen den Hoheitsgebieten der Vertragsstaa- 
ten. 

(4) Die Grenzbrücke wird nach den in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens 
geplant, ausgeführt und abgenommen. Für einzelne Bauteile kön- 
nen die Vertragsstaaten die Anwendung polnischer Bauvorschrif- 
ten vereinbaren. Die übrigen in Artikel 1 Absätze 1 und 2 genann- 
ten Bauvorhaben auf den Gebieten der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Republik Polen werden nach den im jeweiligen Staat 
geltenden Normen und Vorschriften des Bauwesens geplant, 
ausgeführt und abgenommen. 

Artikel 3 
Grunderwerb 

Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß auf seinem Hoheitsgebiet 
die für den Bau der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Anlagen 
dauernd oder zeitweilig erforderlichen Grundstücke rechtzeitig zur 
Verfügung stehen. 

Artikel 4 

Abnahme 

Nach Abschluß der Bauarbeiten werden die Bauwerke von den 
zuständigen Verwaltungen der beiden Vertragsstaaten nach dem 
bei öffentlichen Bauaufträgen angewendeten deutschen Recht in 
Anwesenheit der Unternehmer abgenommen. 

Artikel 5 
Unterhaltung 

Mit der Schlußabnahme der Bauwerke übernimmt die Bundes- 
republik Deutschland die Unterhaltung, Instandsetzung und Er- 
neuerung der Grenzbrücke und der Grenzabfertigungsanlagen 
sowie den Winterdienst auf der Grenzbrücke. Die Grenze für die 
Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung sowie für den Win- 
terdienst ist das Ende der Grenzbrücke einschließlich des Wider- 
lagers auf polnischer Seite. Die Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung der Grenzbrücke und der Grenzabfertigungsanlagen 
sowie der Winterdienst erfolgen im Einvernehmen mit den zu- 
ständigen polnischen Stellen. Die zuständigen Stellen der Ver- 
tragsstaaten können über Art, Umfang und Durchführung der 
Unterhaltung, Instandsetzung und Erneuerung der Grenzbrücke 
und der Grenzabfertigungsanlagen gesonderte Vereinbarungen 
schließen. 

Artikel 6 

Kosten 

(1 ) Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten für den Bau einschließ- 
lich Grunderwerb, für die Unterhaltung, Instandsetzung und Er- 


f) sprawowania nadzoru budowlanego, 

g) sprawdzenTa roziiczenia prac zieconych umowami 
dotyczE^cych mostu granicznego, jednak po kazdorazowym poro- 
zumieniu z Rzecz^ospoli^ Polsk^.^ 

(2) Za wykonanie czynnoäci wymienionych w ustqpie 1 litery od 
a) do d) Rzeczpospolita Polska nie ponosi zadnych kosztöw. 
Koszty wykonanych czynnoäci wymienionych w ust^pie 1 litery od 
e) do g) ponosz^ Umawiajs^ce si^ Strony, dziele^c je miqdzy sob£^ 
odpowiednio do dfugoäci czqäci mostu granicznego mierzonych 
wzdfuz osi mostu mi^zy osie^podpör a granics^ mi^zy terytoriami 
obydwu Umawiaj€^cych s\q Stron. Przy okreäleniu wielkoäci kosz- 
töw ponoszonych przez Rzeczpospolita^ Polsks^ nie b^dzie uwz- 
glqdniony niemlecki podatek obrotowy. 

(3) Przy budowie mostu granicznego wykonawcy b^E^ zobo- 
wi^ani w Umowie-Zleceniu do wystawiania oddzieinych faktur za 
wykonanie: 

- przyczötköw i filaröw na terytorium kazdej z Umawiaj^cych siq 
Stron, 

- görnych elementöw mostu w^cznie z tymi pracami, ktöre 
odnoszs^ si^ tylko do catej konstrukcji, odpowiednio do dtugoäci 
czqäci mostu granicznego, mierzonych wzdiuz osi mostu 
mi^dzy osi^ podpör a granicE^ mi^dzy terytoriami abydwu Uma- 
wiajE^cych s\q Stron. 

(4) Most graniczny bqdzie konstruowany, wykonany i odebrany 
wedtug norm i przepisöw budowlanych obowie^ujE^cych w Repu- 
blice Federalnej Niemiec. Dia pojedynczych elementöw kon- 
strukcji mostu Umawiaj^ce siq Strony mog^ uzgodniö zastosowa- 
nie polskich przepisöw budowlanych. Pozostafe przedsiqwziqcia 
budowlane wymienione w artykule 1 ust^y 1 i 2, na terytorium 
Republik! Federalnej Niemiec i RzeczypospoüteJ Poiskiej b^s^ 
zaplanowane, wykonane i odebrane wedigg norm i przepisöw 
budowlanych obowi^ujE|cych w kazdym z Paristw. 

Artykut 3 

Pozyskanie gruntdw 

Kazda UmawiajE^ca s\q Strona zadba, aby uzyskac na swoim 
terytorium, w stosownym czasie na state lub na czas okreälony, 
niezbqdne tereny I przekazaö je w celu reaiizacji obiektöw wymie- 
nionych w artykule 1 ust^p 2. 

Artykut 4 

Odbiör 

Po zakoriczeniu prac budowlanych obiekty b^^ odbierane 
przez wtaäciwe administracje Umawiajs^ych siq Stron w obec- 
noäci wykonawcy wedtug niemieckich przepisöw prawa zastoso- 
wanych w Umowach z wykonawcami. 

Artykut 5 
Utrzymanie 

Po dokonaniu odbioru koricowego obiektöw budowlanych 
Republika Federalna Niemiec przejmie utrzymanie, naprawy i 
remonty mostu granicznego oraz urzE^dzeri odprawy granicznej, 
jak röwniez zimowe utrzymanie mostu granicznego. Granicq utrzy- 
mania, napraw i remontöw oraz zimowego utrzymania stanowi 
koniec mostu granicznego z przyczötkiem znajdujE^cym siq na 
terytorium Polski. Utrzymanie, naprawy i remonty mostu granicz- 
nego i urz^dzeri odprawy granicznej, jak röwniez zimowe utrzy- 
manie, b^E^ wykonywane w porozumieniu z wtaäciwymi wta- 
dzami polskimi. Wtasciwe wtadze obu Umawiaj^cych s\q Stron 
mog^ zawierac odrqbne porozumienia dotycz^ce rodzaju, 
zakresu i sposobu prowadzenia prac zwi^anych z utrzymaniem. 
naprawami i remontami mostu granicznego i urzE^dzeri odprawy 
granicznej. 

Artykut 6 

Koszty 

(1) Kazda z Umawiaj^cych siq Stron ponosi koszty budowy 
wtE^cznie z kosztami pozyskania gruntöw, utrzymania, napraw. 
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neuem ng der Grenzbrücke sowie für den Winterdienst, soweit die 
Grenzbrücke auf seinem Hoheitsgebiet liegt. Bei der Aufteilung 
der Kosten ist die deutsche Umsatzsteuer, die in den Kosten 
enthalten ist, nicht zu berücksichtigen. Diese Steuer wird allein 
von der Bundesrepublik Deutschland getragen. 

(2) Die vorhandenen Unterlagen für die erforderlichen Planun- 
gen werden gegenseitig kostenlos zur Verfügung gestellt, insbe- 
sondere Vermessungsunterlagen und Baugmnduntersuchungen. 

(3) Die beiden Vertragsstaaten regeln die Kostenfrage für den 
Bau einschließlich GmndenA/erb, für die Unterhaltung, Instandset- 
zung sowie die Emeuemng der Grenzabfertigungsanlagen in 
einer gesonderten Vereinbamng. 

Artikel 7 
Zahlungen 

(1) Die Republik Polen erstattet der Bundesrepublik Deutsch- 
land den von ihr zu tragenden Anteil der Abschlagszahlungen, die 
entsprechend dem Baufortschritt den Auftragnehmern geleistet 
werden. 

(2) Die Bundesrepublik Deutschland wird der Republik Polen 
zwei Monate im voraus den geschätzten Finanzbedarf für die 
Abschlagszahlungen mitteilen und sie dabei über den Stand der 
Auszahlungen durch Übersichten unterrichten, in weichen die 
Höhe und der Zeitpunkt der Auszahlungen ausgewiesen wer- 
den. 

(3) Die Republik Polen zahlt den Rest ihres Kostenanteils nach 
Schlußabnahme und Abrechnung. 

(4) Alle Zahlungen erfolgen in Deutscher Mark. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten können die unstreitigen 
Beträge nicht zurückgehaiten werden. 

(6) Die Republik Polen erhält Zweitstücke der Bauverträge, 
Besteliurkunden und festgestellten Abrechnungsunterlagen. 

Artikel 8 
Betretungsrecht 

(1) Die beim Bau der Grenzbrücke beschäftigten Staatsangehö- 
rigen jedes Vertragsstaats sowie der Mitgliedstaaten der Europäi- 
schen Gemeinschaften, deren Angehörige im Verhältnis zur Re- 
publik Polen nicht der Visumspfiicht unterliegen, wie auch alle 
anderen am Bau beteiligten Staatsangehörigen der Vertragsstaa- 
ten und der für die Republik Polen visafreien Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften dürfen zur Wahrnehmung dieser 
Aufgabe die Grenze im Bereich der Baustelle für die Grenzbrücke 
einschließlich der Behelfsbrücke überschreiten und sich auf dem 

"Teil der Baustelle oder der Behelfsbrücke auf halten, der im Ho- 
heitsgebiet des anderen Vertragsstaats liegt, ohne daß sie dafür 
einer Aufenthaltsgenehmigung bedürfen. Angehörige anderer 
Staaten, die beim Bau der Grenzbrücke beschäftigt sind, dürfen 
die Grenze im Bereich der Baustelle und der Behelfsbrücke über- 
schreiten, wenn sie die nach den Bestimmungen der Vertrags- 
staaten erforderlichen Dokumente und Erlaubnisse mit sich füh- 
ren. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Beschäftigten und die anderen im 
gleichen Absatz genannten Personen müssen ein von beiden 
Vertragsstaaten anerkanntes Dokument mit sich führen, das zum 
Übertritt der Grenze zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen berechtigt. 

(3) Jeder der Vertragsstaaten wird Personen, die unter Verlet- 
zung dieses Abkommens in das Hoheitsgebiet des anderen 
Staats gelangt sind, jederzeit formlos rückübernehmen. 

(4) Einzelfragen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Ord- 
nung Im Baustellenbereich der Grenzbrücke werden von den 
örtlich zuständigen Grenzbehörden einvemehmlich geregelt. 


remontöw i zimowego utrzymania tej czqsci mostu granicznego, 
ktöra znajduje si^ na jej terytorium. Przy p^ziale tych kosztöw nie 
b^dzie uwzglqdniony niemiecki podatek obrotowy, ktöry jest juz 
zawarty w kosztach wykonania. Podatek ten bqdzie ponoszony 
tylko przez Republik^ Federalna^ Niemiec. 

(2) Obie Umawsiaja^ce siq Strony bqde^ wzajemnie udostqpnialy 
bezf^atnie, istniejs^ce niezb^dne dokumentacje do prac projekto- 
wych, w szczegölnoäci dotycze^ce pomiaröw i badania gruntöw. 

(3) Obie Umawiaja^ce siq Strony uregulujs^ w odrqbnej umowle 
sprawy zwia^zane z kosztami budowy, w^cznie z pozyskaniem 
gruntöw, utrzymaniem, naprawami oraz remontami urza^dzert 
odprawy granicznej. 

Artykut 7 

Ptatnoäci 

(1) Rzeczpospolita Polska przekaze Republice Federalnej Nie- 
miec przypadaja^ca^ na nia^ czqäö ptatnoäci w formie okresowych 
wptat na poczet rachunku odpowiednio do post^pu prac budow- 
lanych prowadzonych przez wykonawcöw. 

(2) Republika Federalna Niemiec bqdzie informowaö Rzecz- 
pospolita^ Polska^ z dwumiesiqcznym wyprzedzeniem o szacunko- 
wej wysokoäci srodköw finansowych, potrzebnych dia realizacji 
okresowych wptat na poczet rachunku oraz o stanie wydatköw 
przedstawiaja^c ich wykaz zawieraja^cy wysokoäö kwot i daty wptat. 

(3) Rzecczpospolita Polska wptaci pozostata^ przypadaja^ca^ na 
nia^ czqsc kosztöw po kohcowym odbiorze i roziiczeniu prac 
budowlanych. 

(4) Wszystkie ptatnosci b^a^ dokonywane w markach niemiec- 
kich. 

(5) Powstanie ewentuainych rozbieznoäcl nie wstrzymuje wpta- 
cania naleznosci nie bqda^cych przedmiotem sporu. 

(6) Rzeczpospolita Polska otrzyma kopie umöw budowlanych 
zieceh i sporza^dzonych dokumentöw roziiczeniowych. 

Artykut 8 

Prawo przekraczania granicy 

(1) Obywatele kazdej z Umawiaja^cych si^ Stron, zatrudnieni 
przy budowie mostu granicznego, jak röwnliez pahstw cztonkows- 
klch Wspölnot Europejskich, ktörzy w stosunku do Rzeczypospoli- 
tej Polskiej nie podlegaja^ obowia^zkowi wizowemu oraz inni oby- 
watele Umawlaja^cych siq Stron i pahstw cztonkowskich Wspölnot 
Europejskich, ktöre z Polska^ nie posiadaja^ obowia^zku wizowego, 
zwia^ani z budowa^ mostu, maja^ prawo przekraczania granicy w 
rejonie budowy mostu granicznego wta^cznie z mostem pomocni- 
czym oraz przebywania w miejscach budowy lub mostu pomocni- 
czego znajduja^cych siq na terytorium drugiego panstwa w celu 
wykonania swoich obowia^köw bez koniecznoäci posiadania w 
tym celu zezwolenia na pobyt. Obywatele innych partstw, zatrud- 
nieni przy budowie mostu granicznego, moga^ przekraczaö grani- 
c^ w rejonie budowy i w rejonie mostu pomocniczego, jezeli 
posiadaja^ dokumenty I zezwolenia wymagane przez przepisy 
Umawiaja^cych sie, Stron. 

(2) Osoby zatrudnione, o ktörych mowa w ust^ie 1 oraz inne 
osoby wymienione w tym ust^e, musza^ posliadaö ze soba^ 
dokument uprawniaja^cy do przekroczenia granicy miqdzy Repu- 
blika^ Federainä Niemiec a Rzeczayx>spolita^ Polsk^ uznany przez 
kazda^ z Umawiaja^cych si^ Stron. 

(3) Kazda z Umawiaj^cych s\q Stron b^zie kazdorazowo I bez 
formalnoäci przejmowaö osoby, ktöre wskutek naruszenia pos- 
tanowieh ninlejszej Umowy, znaiazty si^ na terytorium druglej 
Umawiaja^cej siq Strony. 

(4) Szczegötowe zagadnienia dotycza^ce bezpieczeöstwa i po- 
rz^dku w rejonie budowy mostu granicznego zostana^ uregulo- 
wane przez wtaädwe miejscowe organy graniczne we wzajem- 
nym porozumieniu. 
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(5) Diese Bestimmungen gelten solange und soweit keine ge^ 
sonderten Vereinbarungen zwischen den Vertragsstaaten über 
das Überschreiten der Grenze getroffen werden. 

Artikel 9 

Steuerliche Bestimmungen 

(1) Auf die Lieferungen von Gegenständen und Materialien 
sowie die sonstigen Leistungen, die im Zusammenhang mit dem 
Bau der Grenzbrucke oder mit ihrer Unterhaltung, Instandsetzung 
und Erneuerung bewirkt werden, ist das Umsatzsteuerrecht der 
Bundesrepublik Deutschland anzuwenden. Für diese Umsätze 
wird keine polnische Umsatzsteuer oder ähnliche indirekte Steuer 
erhoben. 

(2) Für Waren, die aus dem Hoheitsgebiet eines Vertragsstaats 
in das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats eingeführt wer- 
den, werden mit Ausnahme von Zöllen keine Eingangsabgaben 
erhoben, soweit die Waren zum Bau oder zur Unterhaltung, In- 
standsetzung und Erneuerung der Grenzbrücke oder der Grenz- 
abfertigungsanlagen verwendet werden. Dies gilt von Baubeginn 
an. Sicherheiten werden nicht verlangt. Satz 1 gilt nicht bei der 
Einfuhr von Waren für die öffentlichen Bauverwaltungen. 

(3) Die zum Bau oder zur Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung der Grenzbrücke sowie der Grenzabfertigungsanla- 
gen erforderlichen Waren unterliegen bei ihrer Einfuhr und Aus- 
fuhr keinen Verboten und Beschränkungen. 

(4) Die zuständigen Steuer- und Zollbehörden beider Vertrags- 
staaten verständigen sich und leisten einander jede notwendige 
Information und Unterstützung bei der Anwendung ihrer Rechts- 
und Venwaltungsvorschriften im Rahmen der Bestimmungen der 
Absätze 1 bis 3. Die Vertreter dieser Behörden sind berechtigt, 
sich auf der Baustelle für die Grenzbrucke aufzuhalten und dort 
die Maßnahmen im Rahmen der Bestimmungen der Absätze 1 
bis 3 zu treffen, die in ihren Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
bestimmt sind. Im übrigen bleiben die jeweiligen Hoheitsrechte 
der Vertragsstaaten unberührt. 

(5) Unberührt bleibt das Abkommen vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen sowie das 
dazugehörige Protokoll von demselben Tag. 

Artikel 10 

Gemischte Kommission 

(1) Es wird eine deutsch-polnische Gemischte Kommission für 
den Bau der Grenzbrücke gk>ildet. Diese besteht aus den beiden 
Leitern der Delegationen und aus den von jedem Vertragsstaat zu 
den Sitzungen entsandten Mitgliedern. Die Vertragsstaaten teilen 
einander den Leiter ihrer Delegation in der Gemischten Kommis- 
sion mit. Jeder Delegationsleiter kann die Kommission durch 
Ersuchen an den Leiter der anderen Delegation zu einer Sitzung 
unter seinem Vorsitz einberufen. Die Sitzung muß auf seinen 
Wunsch spätestens innerhalb eines Monats nach Zugang dieses 
Ersuchens stattfinden. 

(2) Die Kommission hat die Aufgabe, grundsätzliche Fragen zu 
klären, die sich hinsichtlich des Baus der Grenzbrucke ergeben, 
und den Vertragsstaaten Empfehlungen zu unterbreiten, insbe- 
sondere zun 

a) Gestaltung und zu den Abmessungen der Grenzbrücke, 

b) Feststellung des Umfangs der gemeinsamen Arbeiten, 

c) Prüfung des Bauwerksentwurfs und des Vergabevorschlags, 

d) Einigung über Zahlungen und Zahlungsmodaiitäten, 

e) Abnahme des Bauwerks, 

f) Kostenteilung für den Bau der Grenzbrücke, 
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(5) Postanowienia tego artykufu b^^ obowiäzywaly tak dtugo, 
dopöki Umawiajäce siq Strony nie zawr^ nowego porozumienia 
dotyczs^cego przekraczania granicy. 

Artykut 9 

Postanowienia podatkowe 

(1) Przy dostarczaniu materiatöw i urz^dzeh stuz^cych do 
budowy mostu granicznego, jak röwniez do jego utrzymania, 
napraw i remontöw oraz przy realizacji innych zobowi^zah zwi^- 
zanych z t^ budows^ bqdzie stosowane prawo o podatku obroto- 
wym Republiki Federalnej Niemiec. Przy obrocie tymi materiaiami 
i urz^dzeniami oraz przy realizacji innych zobowi^zari zwia^zanych 
z t^ budowy nie b^zie pobierany ze strony polskiej podatek 
obrotowy lub stosowane podobne poSrednie opixiatkowanie. 

(2) Za towary wwozone z terytorium jednej Umawiaj^cej siq 
Strony na terytorium drugiej Umawiaj^cej siq Strony nie bqdq 
pobierane optaty wwozowe z wyj^tkiem Opiat cetnych, jeielt 
towary te b^^ uzyte do budowy lub utrzymania oraz naprawy i 
remontu mostu granicznego lub obiektöw odprawy granicznej. 
Obowi€|zuje to od czasu rozpoczgcia budowy. Gwarancje nie sä 
wymagane. Punkt 1 nie stosuje sig przy wwozie towaröw prze- 
znaczonych dia publicznych administraqi budowlanych. 

(3) Towary potrzebne do budowy lub utrzymania oraz napraw i 
remontöw mostu granicznego, jak röwniez urz^dzeö odprawy 
granicznej, nie podlegajä przy wwozie lub wywozie zadnym ogra- 
niczeniom lub zakazom. 

(4) Wiasciwe wtadze podatkowe I celne obu Umawiaj£|cych siq 
Stron podczas realizacji postanowieri niniejszej Umowy b^^ 
przekazywac sobie niezbgdne informacje i udzielaö wzajemnie 
pomocy przy stosowaniu obowt€|zujäcego prawa i przepisöw 
administracyjnych dotyczs^ych postanowieri ustqpöw od 1 do 3 
niniejszego art^utu. Prze^awidele tych wiadz bgdA uprawnieni 
do przebywania w rejonie budowy mostu granicznego i podejmo- 
wania tarn dziatari w ramach postanowieri wymienionych ustgpöw 
od 1 do 3, ktöre Sä okreälone w obowi^uj^cym ich prawie i 
przepisach administracyjnych. Dziaiania te nie mog^ naruszaö 
suwerennoSci Umawiajäcych siq Stron. 

(5) Postanowienia niniejszej Umowy nie naruszajä Umowy z 
dnia 18 grudnia 1972 roku mi^zy Republik^ Federalnä Niemiec a 
Rzeczsipospoiitq Polskq w sprawie zapobiegania pc^öjnemu 
opodatkowaniu w zakresie podatköw od dochodu i maj^tku oraz 
Protokötu do tej Umowy z tego samego dnia. 

Artykut 10 
Komisja Mieszana 

(1) Do spraw budowy mostu granicznego zostanie utworzona 
niemiecko-polska Komisja Mieszana. Skiadaö si^ ona b^zie z 
obydwöch przewodniczäcych delegacji oraz innych czionköw 
wyznaczonych przez kazd^ z Umawiaj^cych si^ Stron. Umawia- 
j^ce siq Strony poinformuj^ si^ wzajemnie o wyznaczeniu prze- 
wodnicz^cych delegaqi do Komisji Mieszanej. Kazdy przewodni- 
cz^cy delegacji moze zwolaö pod swoim przewodnictwem posie- 
dzenie Komisji w porozumieniu z przewodnicz^cym delegacji 
drugiej Umawiaj^cej sie, Strony. Posiedzenie takle musi odbywaö 
si^ w cia\gu jednego miesi^ca od wysteyDienia z wnioskiem o jego 
zwolanie. 

(2) Zadaniem Komisji Mieszanej jest wyjaänianie podstawo- 
wych problemöw dotyczqcych mostu granicznego jak röwniez 
przedstawianie Umawiaj^cym siq Stronom zaieceri, w szczegöl- 
nosci w sprawach: 

a) konstrukcji i wymiaröw mostu granicznego, 

b) okreslenia zakresu wspölnych prac, 

c) sprawdzenia projektöw budowlanych i przydzialu zieceri, 

d) zgodnoäci reaüzowanych platnoäci, 

e) odbioru zrealizowanych zadari budowlanych, 

f) podziatu kosztöw dotyczs^cych budowy mostu granicznego. 
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g) Übergabe und Übernahme des Bauwerks, 

h) Auslegung oder Anwendung des Abkommens bei Streitigkei- 
ten. 

(3) Jede Delegation in der Gemischten Kommission kann sich 
von den zuständigen Verwaltungen des anderen Vertragsstaats 
die Unterlagen vorlegen lassen, die sie für notwendig erachtet, um 
die Beschlüsse der Kommission vorzubereiten. 

(4) Die Gemischte Kommission faßt ihre Beschlüsse in gegen- 
seitigem Einvernehmen. 

Artikel 11 

Meinungsverschiedenheiten 

Meinungsverschiedenheiten über die Auslegung oder Anwen- 
dung dieses Abkommens sollen durch die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten gelöst werden. Jeder Vertragsstaat kann zu 
diesem Zweck die Gemischte Kommission um Stellungnahme 
bitten. Ausnahmsweise kann der diplomatische Weg genutzt 
werden. 

Artikel 12 
Inkrafttreten 

(1 ) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden sobald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Artikel 13 

Geltungsdauer und Abkommensänderungen 

(1 ) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlossen. 
Es l^nn nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Ver- 
tragsstaaten geändert oder ergänzt werden. 

(2) Ergeben sich bei der Durchführung des Abkommens erhebli- 
che Schwierigkeiten oder ändern sich die bei seinem Abschluß 
bestehenden Verhältnisse wesentlich, so werden die Vertrags- 
staaten auf Verlangen eines Vertragsstaats über eine angemes- 
sene Neuregelung verhandeln. 


Geschehen zu Warschau am 29. Juli 1992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


g) przekazania i przyj^ia wykonywanych obiektöw, 

h) interpretacji lub stosowania niniejszej Umowy w przypadkach 
sporöw. 

(3) Kazda delegacja w ramach Komisji Mieszanej moze zazs^- 
dac od wlaäciwych wladz administracyjnych drugiej Umawiajs^ce] 
si^ Strony przedlozenia stosowanych dokumentöw, ktöre uzna za 
niezbqdne dia przygotowania decyzji Komisji. 

(4) Komisja Mieszana podejmuje swoje decyzje na podstawle 
wzajemnego porozumienia. 

Artykufll 

Rozbieznoäci 

Rozbieznosci dotycz^^ce interpretacji lub stosowania niniejszej 
Umowy powinny byc rozstrzygane przez wlaäciwe wladze Uma- 
wiaj^cych siq Stron. Kazda z Umawiajfiicych siq Stron moze 
zasi^^^c opinii Komisji Mieszanej w tych sprawach. Wyj^^tkowo 
moze byc wykorzystana droga dyplomatyczna. 

Artykuf 12 

Wejäcie w zycie Umowy 

(1 ) Umowa niniejsza podlega ratyfikacji; wymiana dokumentöw 
rat^kacyjnych nast^i moziiwie szybko w Bonn. 

(2) Niniejsza Umowa wejdzie w zycie w pierwszym dniu dru- 
giego miesia^ po wymianie dokumentöw ratyfikacyjnych. 

Artykut 13 

Okres obowiiirywania 1 zmlany Umowy 

(1) Niniejsza Umowa jest zawarta na czas nieokreälony. Moze 
byö ona zmieniona lub uzupelniona tylko za zgod^ ümawiais\pych 
siq Stron. 

(2) Jezeli podczas realizacji Umowy ujawnl^ sig znaczne trud- 
nosct lub zmtent£( si^ zasadniczo warunki, na Jakich byta ona 
zawarta, to na za^danie jedn^ z Umawiajatc^ siq Stron, Strony 
podejma^ negoqaqe w sprawie nowych uregulowaö. 


Sporza^dzono w Warszawie, dnia 29 lipca 1992 roku, w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w jQzykach niemieckim i polskim, przy 
czym obydwa teksty posiadaq^ jednakowa^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Republik^ Federalna^ Niemiec 
Kinkel 

Für die Republik Polen 
Za Rzeczpospolita^ Polskai 
Krzysztof Skubiszewski 
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Protokoll 

Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Polen 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über den 
Autobahnzusammenschluß und den Bau von Grenzabfertigungs- 
anlagen für den neuen Grenzübergang im Raum Görlitz und 
Zgorzelec Nachstehendes vereinbart, das Bestandteil des Ab- 
kommens ist: 

1. Zum inhaltlichen Verständnis des Artikels 9 Absatz 1 wird 
festgestellt, daß diese Bestimmung die Anwendung des deut- 
schen Umsatzsteuerrechts im gesamten Baustellenbereich 
der Grenzbrücke vorsieht, well die Bundesrepublik Deutsch- 
land nach Artikel 2 des Abkommens die Planung und die 
Bauausführung übernimmt und aus Gründen des Rechts der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf eine 
Besteuerung auf deutschem Hoheitsgebiet nicht verzichtet 
werden kann. Außerdem wird durch die Anwendung eines 
einheitlichen Steuerrechts die Bauausführung erleichtert. 

2. Bestimmungen entsprechend denen, die in Artikel 9 des Ab- 
kommens zugunsten der Bundesrepublik Deutschland vorge- 
sehen sind, sollen in künftigen Fällen, in denen vergleichbare 
grenzüberschreitende Bauwerke errichtet werden, auf der 
Grundlage der Gegenseitigkeit möglichst paritätisch zugun- 
sten der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen 
vorgesehen werden, wenn die Errichtung, Unterhaltung, In- 
standsetzung und Erneuerung der Bauwerke dadurch erleich- 
tert werden könnten. 

3. An den Grenzübergängen 

a) Pomellen - Autobahn/Kolbitzow (Kolbaskowo), 

b) Frankfurt/Oder - Autobahn/Schwetig (Swiecko), 

c) Forst - Autobahn/Erlenholz (Olszyna) und 

d) Görlitz - Autobahn bei Ludwigsdorf/Jedrzychowice 

sollen gemeinschaftliche Grenzabfertigungsanlagen errichtet 
werden. Die Anlagen für die unter den Buchstaben a und d 
genannten Grenzübergänge sollen auf dem Hoheitsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland, die Anlagen für die unter den 
Buchstaben b und c genannten Grenzübergänge auf dem 
Hoheitsgebiet der Republik Polen liegen. 

4. Um im Interesse einer baldigen Verbesserung der Verkehrs- 
beziehungen eine frühestmögliche Inbetriebnahme der Brücke 
und des Grenzübergangs sicherzustellen, wird bereits nach 
Unterzeichnung des Abkommens und damit noch vor seinem 
Inkrafttreten mit den Bauarbeiten begonnen. Die für den Be- 
ginn der Bauarbeiten erforderlichen Mittel sind bei den Ver- 
tragsstaaten verfügbar. 

5. Ober die zum Vorstehenden zu treffenden Maßnahmen wer- 
den die Regierungen der Vertragsstaaten sich jeweils recht- 
zeitig verständigen; diese Verständigung wird in gutem nach- 
barschaftlichem Geist und im Rahmen der gemeinsamen Ver- 
kehrsplanung vor sich gehen. 


Geschehen zu Warschau am 29. Juli 1 992 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und polnischer Sprache, wobei jeder Wortlaut 
gleichermaßen verbindlich ist. 


Protoköl 

Republika Federalna Niemic 
i 

Rzeczpospolita Polska 

przy okazji podpisania Umowy mi^zy Republik^ Federalnst 
Niemic a Rzeczaipospolit^ Polsl^ o polatczeniu autostrad oraz 
budowie urzs^dzeh odprawy granicznej dla nowego przejscia gra- 
nicznego w rejonie Görlitz i Zgorzeica, przyjqfy nastqpujstce 
uzgodnienie, ktöre stanowis^ integralns^ cz^ tej Umowy: 

(1) W celu wyjasnienia tresci artykulu 9 ust^p 1 stwierdza si^, ze 
postanowienie tego ustqpu przewiduje zastosowanie niemiec- 
kiego prawa dotyczs^cego podatku obrotowego na catym ob- 
szarze budowy mostu granicznego, poniewaz Republika 
Federalna Niemiec, zgodnie z artykuiem 2 Umowy, przejmuje 
wykonanle prac planistycznych i budowlanych, jak röwniez 
diatego, ze na podstawie prawa pahstw czlonkowskich Wspöl- 
not Europejskich, Republika Federalna Niemiec nie moze 
zrezygnowaö ze stosowania opodatkowania na niemieckim 
terytorium. Ponadto zastosowanie jednolitego prawa podatko- 
wego bqdzie utatwiac reaiizacj^ budowy. 

(2) Korzystne postanowienia przewidziane w artykule 9 Umowy 
na rzecz Republik! Federalnej Niemiec, w przypadkach reali- 
zacji podobnych przedsl^wzi^ granicznych, powinny byö sto- 
sowane na zasadzie wzajemnosci moztiwie przy zachowaniu 
parytetu na rzecz Republik! Federalnej Niemiec i Rzeczypos- 
politej Polskiej, jezeli utatwiaö to b^zie budowq, utrzymanie, 
naprawy i remonty obiektöw. 


(3) Na przejsciach granicznych: 

a) Pomellen-Kotbaskowo (autostrada) 

b) Frankfurt O.-Swiecko (autostrada) 

c) Forst-Olszyna (autostrada) 

d) Görlitz-autostrada w rejonie Ludwigsdorf-Jqdrzychowice, 

powinny byc utworzone obiekty wspölnej odprawy granicznej. 
Obiekty potozone na przejsciach granicznych wymienionych w 
podpunktach a) i d) powinny znajdowaö si^ na terytorium 
Republik Federalnej Niemiec, a obiekty na przejSciach wymie- 
nionych w podpunktach b) i c) - na terytorium Rzeczypospoli- 
tej Polskiej. 

(4) W celu moziiwie najszybszego oddania do eksploatacji mostu 
granicznego oraz przejScia granicznego i dla poprawy warun- 
köw komunikacyjnych, prace budowlane zostans^ rozpoczete 
natychmiast po podpisaniu Umowy, to znaczy jeszcze przed 
jej wejSciem w zycie. W celu rozpocz^ia prac budowlanych 
Umawiajs^ce si^ Strony dysponuje^ niezbqdymi Srodkami. 

(5) Rza^dy Umawiaj^cych si^ Stron bgd^ porozumiewafy si^ we 
wlasciwym czasie co do dziatah zwi£|zanych z realizacjs^ 
przedsi^ziqc; uzgodnienia takle b^ 5 ^ podejmowane w 
duchu dobros^siedztwa i w ramach wspölnych planöw komu- 
nikacyjnych. 


Sporze^dzono w Warszawie, dnia 29 lipca 1992 roku, w dwöch 
egzemplarzach, kazdy w j^zykach niemieckim i polskim, przy 
czym oba teksty maja^ jednakowa^ moc. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Za Republik^ Federalna^ Niemiec 
Kinkel 
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Für die Republik Polen 
Za Rzeczpospolita^ Polska^ 
Krzysztof SkubiszewskI 
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Denkschrift zum Abkommen 
i. Allgemeines 

Am 29. Juli 1992 ist das Abkommen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Republik Polen über den 
Autobahnzusammenschluß und den Bau von Grenzabfer- 
tigungsanlagen für den neuen Grenzübergang im Raum 
Görlitz und Zgorzelec in Warschau unterzeichnet worden. 
Die damit angestrebte Verbesserung des Straßenverkehrs 
zwischen den beiden Staaten geschieht in Übereinstim- 
mung mit dem Vertrag vom 17. Juni 1991 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Polen über 
gute Nachbarschaft und freundschaftliche Zusammenar- 
beit. Durch den Bau der grenzüberschreitenden Autobahn- 
brücke über die Neiße sollen die Bundesautobahn A 4 von 
Dresden in Richtung Osten und die polnische Autobahn 
A 4 von Liegnitz in Richtung Westen nördlich von Görlitz 
und Zgorzelec zusammengeschlossen werden. Die zuge- 
hörigen Grenzabfertigungsanlagen werden als deutsch- 
polnische Gemeinschaftsanlagen auf deutschem Hoheits- 
gebiet errichtet. Die Bauarbeiten für die Grenzbrücke und 
für die Grenzabfertigungsanlagen sollen 1993 abgeschlos- 
sen werden. 

II. Besonderes 

1 . Zum Abkommen 

Artikel 1 regelt den Gegenstand des Abkommens; Bau 
der Grenzbrücke über die Neiße und den Bau von Grenz- 
abfertigungsanlagen als funktionale Einheit. 

Artikel 2 weist die Ausführung der für den Bau der 
Grenzbrücke notwendigen Arbeiten der Bundesrepublik 
Deutschland zu. Diese Arbeiten werden im Rahmen der 
Auftragsverwaltung für die Bundesfemstraßen vom Frei- 
staat Sachsen durchgeführt (Artikel 90 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes). 

Artikel 3 verpflichtet die Vertragsstaaten zum rechtzeiti- 
gen Grunderwerb auf ihrem Hoheitsgebiet. 

Artikel 4 sieht die Abnahme der Bauwerke durch die 
zuständigen Verwaltungen beider Vertragsstaaten vor; es 
gilt das bei öffentlichen Bauaufträgen angewendete deut- 
sche Recht. 

Artikel 5 regelt die Unterhaltung, Instandsetzung und 
Erneuerung der Bauvorhaben sowie den Winterdienst auf 
der Grenzbrücke. Diese Aufgaben übernimmt die Bundes- 
republik Deutschland; die hierfür erforderlichen Arbeiten 
werden vom Freistaat Sachsen im Rahmen der Auftrags- 
verwaltung für die Bundesfemstraßen durchgeführt (Artikel 
90 Abs. 2 des Grundgesetzes). 

Artikel 6 teilt die Kosten für den Bau, die Unterhaltung, 
Instandsetzung und Erneuerung der Grenzbrücke sowie 
für den Winterdienst nach dem Territorialprinzip; Jeder 
Vertragsstaat trägt die Kosten, soweit das Bauwerk auf 
seinem Hoheitsgebiet liegt. Die Kosten für den Bau, die 
Unterhaltung, Instandsetzung sowie die Erneuerung der 
Grenzabfertigungsanlagen werden die Vertragsstaaten in 
einer gesonderten Vereinbarung regeln. 

Artikel 7 legt die Erstattung des von der Republik Polen 
zu tragenden Anteils der Zahlungen fest, die die Bundesre- 


publik Deutschland den Auftragnehmern leistet, und regelt 
das Verfahren. 

Artikel 8 bestimmt, unter welchen Voraussetzungen die 
beim Bau der Grenzbrücke beschäftigten oder sonst betei- 
ligten Staatsangehörigen der Vertragsstaaten sowie der 
für Polen visafreien Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaften die Grenze überschreiten und sich auf der 
Baustelle oder der Brücke aufhalten dürfen. 

Artikel 9 beruht auf der Envägung und der praktischen 
Erfahrung, daß es am einfachsten und zweckmäßigsten 
ist, wenn das Besteuerungsrecht eines Vertragsstaats, 
möglichst des planenden und bauausführenden Vertrags- 
staats, im gesamten Baustellenbereich auf dem Hoheits- 
gebiet beider Vertragstaaten zur Anwendung kommt. 
Durch Artikel 9 wird ferner gewährleistet, daß zum Zwecke 
der Errichtung der Bauwerke ein weitgehend ungehinder- 
ter Warenverkehr stattfindet. 

Artikel 10 sieht die Bildung einer deutsch-polnischen 
Gemischten Kommission vor, die beim Bau der Grenz- 
brücke anfallende bautechnische Fragen einvemehmlich 
klären und bestimmte nach dem Abkommen notwendige 
Maßnahmen und Entscheidungen vorbereiten soll. 

Artikel 11 regelt das Verfahren bei Meinungsverschie- 
denheiten. 

Artikel 12 legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ab- 
kommens nach Austausch der Ratifikationsurkunden 
fest. 

Artikel 13 regelt die Geltungsdauer und legt fest, wann 
eine Änderung des Abkommens in Betracht kommen 
kann. 

2. Zum Protokoll 

Nummer 1 stellt fest, daß für die in Artikel 9 Abs. 1 des 
Abkommens vorgesehene Anwendung des deutschen 
Umsatzsteuerrechts Gründe der Praktikabilität und des 
Rechts der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemein- 
schaften maßgebend sind. Mit dieser Erläuterung wird 
einem polnischen Wunsch Rechnung getragen. 

Nummer 2 enthält eine Gegenseitigkeitserklärung des 
Inhalts, daß die in Artikel 9 Abs. 1 des Abkommens zugun- 
sten der Bundesrepublik Deutschland getroffene Regelung 
in künftigen Fällen vergleichbarer Bauvorhaben möglichst 
paritätisch zugunsten der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Polen vorgesehen wird, wenn dadurch 
die Errichtung, Instandsetzung und Erneuerung der Bau- 
werke erleichtert werden könnten. 

Nummer 3 stellt fest, daß an vier Grenzübergängen im 
Zuge von Autobahnen gemeinschaftliche Grenzabferti- 
gungsanlagen errichtet werden sollen und auf welchem 
Hoheitsgebiet diese jeweils liegen werden. 

Nummer 4 sieht vor, daß mit den Bauarbeiten bereits 
nach Unterzeichnung des Abkommens begonnen werden 
soll. 

Nummer 5 enthält die Versicherung gegenseitiger Ver- 
ständigung über die zu treffenden Maßnahmen in gutem 
nachbarschaftlichen Geist. 
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